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Der Kinderschutzbund (DKSB) – Für die Zukunft aller Kinder! 

Der Kinderschutzbund, gegründet 1953, ist mit 50.000 Mitgliedern in über 400 Ortsverbänden die größte 

Kinderschutzorganisation Deutschlands. Der DKSB setzt sich für die Interessen von Kindern sowie für 

Veränderungen in Politik und Gesellschaft ein. Schwerpunkte seiner Arbeit sind Kinderrechte, Kinder in Armut, 

Gewalt gegen Kinder sowie Kinder und Medien. 

 

 

STELLUNGNAHME 

Regierungsentwurf des Ersten Kinder-  

und Jugendhilfestrukturreformgesetzes 

(1.KJHSRG)  

http://www.kinderschutzbund.de/


 
 
 
 
 
 
 

1 
 

 

 

Stellungnahme des Kinderschutzbund Bundesverband e.V. 

zum Regierungsentwurf  

Das erste Kinder- und Jugendhilfestrukturreformgesetz (1. KJHSRG) sah im Referentenentwurf zahlreiche 

Änderungen in Bezug auf die inklusive Gesamtzuständigkeit der Kinder-  und Jugendhilfe sowie relevanten 

Strukturveränderungen vor. Der Kinderschutzbund hat dazu Stellung genommen.1 Aufgrund der zahlreichen 

Anpassungen und Veränderungen im Regierungsentwurf, beschlossen in der Kabinettsitzung am 

12.08.2026, möchte der Kinderschutzbund erneut Stellung beziehen. In der vorliegenden Stellung nahme 

gibt der Kinderschutzbund seine Einschätzung zu den geplanten Veränderungen im SGB VIII ab und richtet 

dabei einen Fokus auf das Thema Kinderschutz.  

Allgemeine Einschätzung  

Sowohl der Referentenentwurf im April 2026 als auch der vorliegende Regierungsentwurf s ehen 

tiefgreifende strukturelle Änderungen im SGB VIII vor, die das Kinderschutzsystem betreffen. Sowohl die 

Vorrangregelung zu den Hilfen zur Erziehung als auch die Anpassung von Qualitätsstandards, insbesondere 

bezüglich der personellen Ausstattung, sind Änderungen, auf die  der Kinderschutzbund alarmiert reagiert. 

Sie gefährden die Qualität des Kinderschutzes und das Kindeswohl und somit das Recht von Kindern und 

Jugendlichen auf eine gewaltfreie Erziehung und  auf Schutz vor Gewalt. Die se Aspekte werden in der 

konkreten Einschätzung zum Kinderschutz (siehe unten) vertieft.  

Keine Perspektive für inklusive Kinder-  und Jugendhilfe  

Angekündigt wurde das Gesetz ursprünglich als inklusives SGB VIII. Die Gesamtzuständigkeit für alle Kinder 

und Jugendlichen sollte in einem Gesetzbuch geregelt werden, mit dem Ziel, dass alle Hilfen für Kinder und 

Jugendliche mit und ohne Behinderung aus einer Hand kommen. Damit sollten Familien von Kindern und 

Jugendlichen mit Behinderung entlastet, Schnittstellen zwischen den Leistungs systemen klar geregelt, 

Bürokratie abgebaut und Prozesse vereinfacht werden. Leider ist durch die geplante Streichung der 

Übergangsregelung (§108 SGB VIII) keine rechtlich bindende Perspektive für eine Gesamtzuständigkeit in 

der Kinder- und Jugendhilfe mehr erkennba r. Die Erprobungsklausel in § 10c SGB VIII -E erlaubt den 

Kommunen zwar ein Ausprobieren von inklusiven Lösungen, jedoch schafft die Regelung Ungleichheit 

zwischen den Rechtsansprüchen von Kindern und Jugendlichen in unterschiedlichen Kommunen und führt 

dazu, dass Ansprüche und Regelungen für die betroffenen Familien schwer verständlich werden.  

Der Kinderschutzbund begrüßt die Entfristung der Verfahrenslotsen nach § 10 b SGB VIII . Somit werden 

betroffene Familien in diesem Prozess der Umsortierung zumindest nicht allein gelassen.  

Dennoch kritisiert der Kinderschutzbund die ausbleibende Entwicklung zum inklusiven SGB VIII und appelliert 

an die Mitglieder der Bundesregierung, diesen Schritt zu überdenken und eine echte Perspektive für die 

 
1 https://kinderschutzbund.de/stellungnahme-des-kinderschutzbund-bundesverband-e-v-zum-gesetzentwurf-

entwurf-eines-ersten-gesetzes-zur-strukturreform-der-kinder-und- jugendhilfe-1-kjhsrg/  

https://kinderschutzbund.de/stellungnahme-des-kinderschutzbund-bundesverband-e-v-zum-gesetzentwurf-entwurf-eines-ersten-gesetzes-zur-strukturreform-der-kinder-und-jugendhilfe-1-kjhsrg/
https://kinderschutzbund.de/stellungnahme-des-kinderschutzbund-bundesverband-e-v-zum-gesetzentwurf-entwurf-eines-ersten-gesetzes-zur-strukturreform-der-kinder-und-jugendhilfe-1-kjhsrg/
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inklusive Kinder-  und Jugendhilfe zu entwickeln.  

Rechte von UMAs 

Sichtlich erleichtert ist der Kinderschutzbund darüber, dass die größten Verschärfungen für „Unbegleitete 

Minderjährige Ausländer (UMA)“, die im Referentenentwurf vorgeschlagen wurden, nicht mehr Bestandteil 

des Regierungsentwurfs sind.  Dennoch möchte der Kinderschutzbund darauf hinweisen, dass weitere 

geplante Änderungen, insbesondere der Vorrang der Jugendsozialarbeit bei Jugendlichen und jungen 

Volljährigen, mit großer Wahrscheinlichkeit die Gruppe der UMA sehr häufig betreffen. Jugendsozialarbeit 

und Hilfen zur Erziehung sollten sich gerad e bei den UMAs fachlich sinnvoll ergänzen. Es darf an dieser 

Stelle kein Jugendhilfesystem zweiter Klasse geschaffen werden, denn alle jungen Menschen haben ein 

Recht auf angemessene Hilfen und Unterstützung. Durch die veränderten Berichtspflichten (Streichung des 

§ 42 e SGB VIII und Ergänzung in § 84 SGB VIII-E) soll in Zukunft nicht mehr jährlich über die Situation der 

UMA berichtet werden, sondern nur noch alle zwölf Jahre. Gerade der Arbeitsbereich der Versorgung von 

UMA hat sich in den vergangen en zehn Jahren häufig dynamisch verändert, sodass eine Berichtslegung, 

die nur alle 12 Jahre erfolgt, vom Kinderschutzbund als unzureichend bewertet wird.  

Konkrete Einschätzung zum Kinderschutz  

Der Kinderschutzbund möchte auf die für den Kinderschutz besonders relevanten Aspekte im Einzelnen 

eingehen.  

Vorrangregelung bei den Hilfen zur Erziehung  und Hilfeplanung  

Die Vorrangregelung zu den Hilfen zur Erziehung ( § 27 Abs. 5 S. 1 SGB VIII -E) und die dazugehörenden 

Änderungen in der Hilfeplanung (§ 36 Abs. 2 S.  1 Nr. 3 SGB VIII -E) sind in der Bewertung im Ganzen zu 

betrachten und einzuschätzen. Das Vorranggebot in § 27 Abs. 5 S. 1 SGB VIII-E sieht vor, dass die Leistungen 

nach §§ 13, 16 bis 18, 22 bis 24 SGB VIII vorrangig zu gewähren sind, wenn diese im Einzelfall besser oder 

gleichermaßen geeignet sind. In der Begründung des Regierungsentwurfs wird ausgeschlossen, dass die 

Vorrangregelung Anwendung findet, wenn es sich um eine Kindeswohlgefährdung handelt. Es soll zudem 

eine Hilfeplanung erfolgen, in d er mehrere Fachkräfte i m Zusammenwirken beurteilen, ob die 

Vorrangregelung Anwendung finden kann. Demnach m üssen in einem Hilfeplanungsverfahren unter 

Anwendung der genannten Paragrafen mehrere Prüfungsschritte durchlaufen werden. Neben der sinnvollen 

Prüfung zu Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung muss zusätzlich von mehreren Fachkräften 

überprüft werden, ob eine der vorrangigen Leistungen besser oder gleich geeignet ist.  

Nach Einschätzung des Kinderschutzbundes erwächst durch die Vorrangregelung, wie sie nun konzipiert ist, 

ein neuer, bürokratischer Aufwand, der durch mehrere Fachkräfte abzudecken ist. Der Kinderschutzbund 

kann angesichts dieses Mehraufwandes den Mehrwert und die Sinnhaftigkeit dieser Regelung nicht 

erkennen. Auch angesichts der bekannten Überlastung in den Jugendämtern 2 ist die Einführung von 

Mehraufwand und neuen, bürokratischen Aufgaben nicht zu verantworten.  

Dem Kinderschutzbund sind keine belastbaren Daten für die Hilfen zur Erziehung  bekannt, die ohne 

 
2 https://www.hf.uni-koeln.de/39350/news/21981 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2025/01/20250108_jugendaemter_wdr_befragung.html 

 

https://www.hf.uni-koeln.de/39350/news/21981
https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2025/01/20250108_jugendaemter_wdr_befragung.html
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Anhaltspunkte für eine  Kindeswohlgefährdung gewährt wurden. Jedoch zeigt die Erfahrung des 

Kinderschutzbundes, dass ein Großteil der Fälle, in denen Hilfen zur Erziehung gewährt werden, mit einer 

akuten oder drohenden Kindeswohlgefährdung einhergeht. Es ist für den Kinderschutzbund daher höchst 

fragwürdig, in welcher Anzahl die Vorrangregelung tatsächlich greifen soll.  

Die Sorge des Kinderschutzbundes ist weiterhin, dass die Regelung einen fiskalischen Druck auf 

Entscheidungsträger*innen in der öffentlichen Jugendhilfe erzeugt, der zu unsachlichen Entscheidungen im 

Kinderschutz führen kann. Eine gut ausgestattete Infrastruktur kann präventiv wirken und Investitionen in 

diese Maßnahmen können Kindeswohlgefährdungen verhindern, bevor sie überhaupt entsteh en. Die 

Leistungen sind im Einzelfall jedoch vom Grunde her nicht geeignet, eine Intervention zu ersetzen, wenn 

eine dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht gewährleistet ist.  

Dem ist hinzuzufügen, dass es auch nach aktueller gesetzlicher Grundlage möglich ist , genannte 

infrastrukturelle Maßnahmen als Unterstützung für Familien oder ergänzend zu den Hilfen zur Erziehung 

einzusetzen.  

Aus diesen Gründen fordert der Kinderschutzbund, die Vorrangregelung für die Hilfen zur Erziehung in § 27 

Abs. 5 S. 1 SGB VIII -E zu streichen und sozialräumliche Infrastruktur, präventive Maßnahme n und 

kooperativen Kinderschutz in Kindertagespflege und Schule durch personelle und finanzielle Investitionen 

auszubauen und zu fördern.  

Auch wenn der Kinderschutzbund die Vorrangregelung ablehnt, soll im weiteren Verlauf zu einzelnen 

Aspekten der Vorrangregelung und der Hilfeplanung Stellung bezogen werden.  

Ausschluss von Kindeswohlgefährdung in der Vorrangregelung zu den Hilfen zur Erziehung  

Im Regierungsentwurf des 1. KJHSRG wird im Gegensatz zum Referentenentwurf im Rahmen der 

Begründung des § 27 Absatz 5 Satz 1 SGB VIII -E klargestellt, dass der § 8a Abs. 1 S. 3 SGB VIII und die 

§§ 1666, 1666a BGB unberührt bleiben. Fälle von Kindeswohlgefährdung bleiben von der Vorrangregelung 

ausgeschlossen. Der Kinderschutzbund erkennt an, dass die Bundesregierung die Befürchtungen, die u.a. 

vom Kinderschutzbund geäußert wurden, eines erschwerten Zugangs zu Hilfe bei Gewalt ernst nimmt und 

einen Lösungsvorschlag unterbreitet. Der Kinderschutzbund fordert, diese Klarstellung mindestens 

unmittelbar im Gesetzestext aufzunehmen. Der Kinderschutzbund schlägt dazu vor, den in der Begründung 

stehenden Satz als Satz 2 des § 27 Abs. 5 SGB VIII-E aufzunehmen:  

§27 Abs. 5 SGB VIII-E – Ergänzungsvorschlag Kinderschutzbund 

Sofern infrastrukturelle Angebote oder Regelangebote insbesondere nach den §§ 13, 16 bis 18, 22 

bis 24 im Hinblick auf den Bedarf des Kindes oder des Jugendlichen im Einzelfall geeigneter oder 

gleichermaßen geeignet sind, werden diese nach Maßgabe von § 36 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 

vorrangig gewährt. § 8a Absatz 1 Satz 3 SGB VIII und die §§ 1666, 1666a BGB bleiben davon 

unberührt. 

Der Kinderschutzbund weist dennoch darauf hin, dass die Aufteilung von Hilfebedarf mit oder ohne 

Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung eine künstliche und wenig praxistaugliche Trennung ist. Die 

Realität des Kinderschutzes ist oftmals, dass es fließende Übergänge und Grauzonen zwischen einer akuten 

Kindeswohlgefährdung, einer drohenden Kindeswohlgefährdung und einem Hilfebedarf ohne Anhaltspunkte 
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einer Kindeswohlgefährdung gibt. In zahlreichen Fällen kann eine Gefährdung durch rechtzeitige Hilfe 

abgewendet werden, in anderen Fällen kommen Anhaltspunkte für eine akute Kindeswohlgefährdung erst 

Stück für Stück ans Licht. Aus diesem guten Grund ist die Voraussetzung für die Hilfen zur Erziehung im § 

27 Abs. 1 SGB VIII offengehalten und anwendbar für unterschiedliche Konstellationen. Auch aufgrund der 

eingeschränkten Praxistauglichkeit des Ausschlusses von Kindeswohlgefährdung  fordert der 

Kinderschutzbund die Streichung des § 27 Abs. 5 SGB VIII-E.  

Verweis auf Hilfeplanung § 36 Abs. 2 S.1 Nr. 3 SGB VIII - E in § 27 Abs. 5 S. 1 SGB VIII - E  

Im Rahmen des Vorranggebots wurde im Vergleich zum Referentenentwurf der Verweis auf die Hilfeplanung 

nach § 36 Abs. 2 S. 1 Nr. 3  SGB VIII-E hinzugefügt. Demnach soll eine Hilfeplanung im Zusammenwirken 

mehrerer Fachkräfte erfolgen, auch wenn eine infrastrukturelle Leistung vorrangig gewährt werden kann. 

Der Kinderschutzbund begrüßt die Regelung insofern, als  klargestellt wird, dass immer eine Hilfeplanung 

zu erfolgen hat,  auch wenn die Vorrangregelung greift . Somit ist sichergestellt, dass die ergriffenen 

Maßnahmen dennoch passgenau sind und dem individuellen Hilfebedarf entsprechen.  

Dennoch beinhaltet der § 36 Abs. 2 S.1 Nr. 3 SGB VIII unklare Formulierungen. Die Regelung sieht vor, dass 

„auf der Grundlage des im Rahmen der Jugendhilfeplanung nach § 80 Absatz 1 Nummer 1 festgestellten 

Bestands an Einrichtungen und Diensten und des im Einzelfall festgestellten erzieherischen Bedarfs zu 

prüfen ist, ob und inwieweit diese Angebote geeigneter als oder gleichermaßen geeignet sind wie Hilfe zur 

Erziehung,“ 

Den individuellen Anspruch und die Hilfeplanung mit dem Bestand der Jugendhilfeplanung zu verbinden, 

schätzt der Kinderschutzbund als unklar ein. Es ist nicht ersichtlich, ob dieser Verweis klären soll, dass der 

Vorrang nur Anwendung findet, wenn eine Infrastruktur vorhanden ist oder ob in dem konkreten Einzelfall 

eine Familie mit Hilfebedarf unspezifisch auf Einrichtungen, deren Bestand man festgestellt hat, 

hingewiesen wird oder ob eine Familie mit Hilfebedarf in eine konkrete Einrichtung, die über ausreichend 

Kapazitäten verfügt, vermittelt wird.  

Der Kinderschutzbund empfiehlt dringend, die Formulierung in § 36 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 SGB VIII -E zu 

überarbeiten und dadurch eine Klarstellung herbeizuf ühren. Diese Empfehlung entfällt, wenn die 

Vorrangregelung und infolgedessen der § 36 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 SGB VIII -E gestrichen wird.  

Weitere Aspekte bezüglich der Hilfeplanung § 36 SGB VIII- E  

Im Referentenentwurf zum 1. KJHSRG wurde die Hilfeplanung aus den bisherigen Regelungen des SGB VIII 

und SGB IX zusammengef ügt und neu aufgestellt. So wurde im § 36 Abs . 1 SGB VIII -E des 

Referentenentwurfs die Grundsätze der Hilfe- und Leistungsplanung definiert und dabei Qualitätsstandards 

festgehalten. Die Beteiligung und Dokumentation der Wünsche der Kinder, Jugendlichen und 

Personensorgeberechtigten sowie die Bedarfsfeststellung und die regelmäßige Überp rüfung wurden 

dadurch konkretisiert und klargestellt. Diese Konkretisierung und Klarstellung wurden im 

Regierungsentwurf wieder zurückgenommen. Der Kinderschutzbund bedauert diese Zurücknahme sehr, weil 

die Qualitätsstandards und die  Beteiligungsrechte von Kindern, Jugendlichen und 

Personensorgeberechtigten im Referentenentwurf deutlich klarer formuliert wurden.  

Des Weiteren wird im Regierungsentwurf klargestellt, dass auf Verlangen des Personensorgeberechtigten 
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oder des Kindes oder Jugendlichen eine Vertrauensperson beteiligt werden kann (§ 36 Abs. 1 S.  3 SGB VIII-

E). Diese Regelung war unter Anwendung des § 13 Abs. 4 SGB X schon bisher möglich. Der Kinderschutzbund 

begrüßt dennoch ausdrücklich diese Klarstellung, da die Regelung bisher nicht flächendeckend bekannt war.  

Qualitätsstandards in der Kinder-  und Jugendhilfe  

Unverändert aus dem Referentenentwurf übernommen wurden die Änderungen bei den personellen 

Anforderungen je nach Funktion ( §§ 78c, 79 SGB VIII -E). Bereits in der Stellungnahme zum 

Referentenentwurf hat der Kinderschutzbund auf die Regelungen im Einzelnen kritisch reagiert und vor 

einer Absenkung von Qualitätsstandards in der Personalausstattung gewarnt. Der Kinderschutzbund sieht 

insbesondere im Zusammenhang mit der neuen Maxime zu Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 77 Abs. 

1 SGB VIII -E) und den Änderungen zu den personellen Anforderungen das Risiko, dass es auf grund 

fiskalischer Gründe zu einer Absenkung von Qualitätsstandards der personellen Ausstattung kommt. 

Angesichts der Entwicklung der Debatte in den letzten Monaten um Sparmaßnahmen in der Kinder -, 

Jugend-  sowie Eingliederungshilfe wurde dieser Eindruck verschärft. Der Kinderschutzbund warnt 

eindringlich davor, Sparlogik vor Qualität zu stellen, da die Ausstattung des Personals in freien und 

öffentlichen Trägern der Kinder- und Jugendhilfe direkten Einfluss auf die Qualität des Kinderschutzes hat.   

Qualifizierung im Begleiteten Umgang  

Sowohl im Referenten- als auch im Regierungsentwurf ist vorgesehen, den Begleiteten Umgang im § 18 

Abs. 3 SGB VIII -E zu verankern und klarzustellen, dass dieser an einem Ort stattfinden soll, der für die 

sichere Ausübung des Umgangsrechts geeignet ist. Bereits in der Stellungnahme zum Referentenentwurf 

hat der Kinderschutzbund, als einer der größten bundesweiten Anbieter des Begleiteten Umgangs, begrüßt, 

dass der Begleitete Umgang ordentlich im Kinder-  und Jugendhilferecht verankert wird. Gleichzeitig hat der 

Kinderschutzbund angemahnt, dass die Umsetzung des Art. 32 Abs. 2 der  EU-Richtlinie 2024/1385 auch 

die Sicherstellung einer passenden Qualifizierung der Umgangsbegleitung beinhaltet.  

Im Mai 2026  wurde der Begleitete Umgang auch im Referentenentwurf des  Gesetzes zur Reform des 

Kindschaftsrechts (KiMoG) aufgegriffen. I n diesem Entwurf ist angelegt , d en Begleiteten Umgang im 

Bürgerlichen Gesetzbuch zu überarbeiten. Dabei ist vorgesehen, dass der Begleitete Umgang inhaltlich 

gestärkt und klarer definiert wird. Eine solche Überarbeitung braucht es spiegelbildlich auch im SGB VIII. 

Im aktuellen Regierungsentwurf fehlt es aber noch an Ausführungen zur passenden Qualifizierung. In der 

bisher geltenden Fassung sind für die Umgangsbegleitung lediglich im BGB die Voraussetzungen formuliert, 

dass es sich um einen „mitwirkungsbereiten Dritten“ handeln soll (§ 1684 Abs. 4 BGB). Im vorliegenden 

Gesetzentwurf zum KiMoG wird nun eine natürliche Person, die „nach fachlicher Kenntnis oder Erfahrung 

geeignet“ sein muss, für die Umgangsbegleitung vorausgesetzt. Dies ist aus Sicht des Kinderschutzbundes 

eine fachliche Weiterentwicklung. Dennoch hat der Kinderschutzbund in seiner Stellungnahme zum KiMoG3 

kritisch angemerkt, dass reine Erfahrung für die Eignung als Umgangsbegleitung genügen soll. Für den 

Kinderschutzbund ist gerade i m Hinblick auf ehrenamtliche Umgangsbegleitungen die Qualifizierung 

entscheidend.  

Vor diesem Hintergrund fordert der Kinderschutzbund sowohl im BGB als auch im SGB VIII eine aufeinander 

 
3 https://kinderschutzbund.de/referentenentwurf-eines-gesetzes-zur-reform-des-kindschaftsrechts-kimog/ 

https://kinderschutzbund.de/referentenentwurf-eines-gesetzes-zur-reform-des-kindschaftsrechts-kimog/
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abgestimmte fachliche Anforderung für die Qualifizierung von Umgangsbegleitungen.  

Dazu macht der Kinderschutzbund folgenden Vorschlag für die konkrete Formulierung im Gesetzestext:  

§ 18 Abs. 3 a.E. SGB VIII - E NEU:  

„der begleitete Umgang soll durch eine Person, die nach ihren fachlichen Kenntnissen qualifiziert 

und geeignet ist, begleitet werden und an einem für die sichere Ausübung des Umgangsrecht s 

geeigneten Ort stattfinden 

§ 1685 Abs. 3 S. 1 BGB - E NEU 

(3) Die natürliche Person muss nach ihren fachlichen Kenntnissen oder Erfahrungen qualifiziert 

und geeignet sein, den Umgang so zu begleiten, wie es das Wohl des Kindes erfordert. 

Zentrale Forderung des Kinderschutzbundes zum 1. KJHSRG  im Überblick  

Zusammenfassend sind die zentralen Forderungen des Kinderschutzbundes:  

• Die Vorrangregelung für die Hilfen zur Erziehung in § 27 Abs. 5 S. 1 SGB VIII -E muss gestrichen 

werden und es soll  Investitionen in sozialräumliche Infrastruktur, präventive Maßnahmen und 

kooperativen Kinderschutz in Kindertagespflege und Schule geben.  

• Bei Erhalt d er Vorrangregelung bei den Hilfen zur Erziehung : Hilfsweise muss wenigstens der 

Ausschluss von Kindeswohlgefährdung in den Gesetzestext klargestellt werden. Der Satz „§ 8a 

Absatz 1 Satz 3 SGB VIII und die §§ 1666, 1666a BGB bleiben davon unber ührt.“ sollte aus der 

aktuellen Gesetzesbegründung wörtlich in § 27 Abs. 5 aufgenommen werden.  

• Bei Erhalt der Vorrangregelung bei den Hilfen zur Erziehung: Hilfsweise muss wenigstens d ie 

Hilfeplanung in § 36 Abs. 2 SGB VIII -E überarbeitet werden. Die Anwendung der Vorrangregelung 

in der Hilfeplanung muss klar geregelt sein.  

• Qualitätsstandards in der Kinder -  und Jugendhilfe erhalten und schützen: Qualität  muss vor 

Sparlogik gestellt werden. Die Anpassung an die personelle Ausstattung bei freien und öffentlichen 

Trägern (§§ 78 c, 79 SGB VIII -E) soll zurückgenommen werden und die Qualität in § 77 SGB VIII-E 

vorrangig zu Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit gestellt werden. 

• Die Qualifizierung für die Umgangsbegleitungen im Begleiteten Umgang (§ 18 Abs.3 SGB VIII -E) 

muss auch im SGB VIII klargestellt werden. Die Änderungen müssen mit der Reform des 

Kindschaftsrechts abgestimmt und vereinheitlicht sein. 

• Der Gesetzentwurf muss hinsichtlich der Perspektive für eine Gesamtzuständigkeit überarbeitet 

werden. Die inklusive Kinder-  und Jugendhilfe braucht eine Zukunftsperspektive.   

 


